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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Anwendungsfragen zum Plattformen-Steuertransparenzgesetz 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 3. Februar 2023 ein 
Schreiben zu Anwendungsfragen zum Plattformen-Steuertransparenzgesetz 
(PStTG) veröffentlicht. 

Hintergrund 

Mit dem Plattformen-Steuertransparenzgesetz (PStTG) vom 20. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2730) wurde eine Meldepflicht für Betreiber digitaler Plattformen und 
der grenzüberschreitende, automatische Informationsaustausch zwischen den 
Steuerbehörden der EU-Mitgliedstaaten eingeführt. Das Gesetz ist zum 1. Januar 
2023 in Kraft getreten. Dieses Schreiben soll bei der sachgerechten Umsetzung 
des PStTG unterstützen und praxisrelevante Themen adressieren. 

Inhalt des Schreibens 

Abschnitt 1 – Allgemeine Vorschriften 

1. Begriffsbestimmungen 
o Plattform; Plattformbetreiber (§ 3 PStTG) 
o Nutzer; Anbieter (§ 4 PStTG) 
o Relevante Tätigkeit; Vergütung (§ 5 PStTG) 
o Sonstige Begriffsbestimmungen (§ 6 PStTG) 

2. Verfahrensvorschriften 
o Auskunft (§ 10 PStTG) 
o Registrierung (§ 12 PStTG) 

Abschnitt 2 – Meldepflichten 

1. Meldepflicht (§ 13 PStTG) 
2. Meldepflichtige Informationen (§14 PStTG) 
3. Meldeverfahren (§ 15 PStTG) 

Abschnitt 3 – Sorgfaltspflichten 

1. Anwendung der Sorgfaltspflichten (§ 16 PStTG) 
2. Erhebung meldepflichtiger Informationen (§ 17 PStTG) 
3. Überprüfung meldepflichtiger Informationen (§ 18 PStTG) 
4. Frist zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten (§ 20 PStTG) 

Abschnitt 4 – Sonstige Pflichten für meldende Plattformbetreiber 

1. Information der Anbieter (§ 22 PStTG) 

Abschnitt 5 - Veröffentlichungen 
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Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 2. Februar 2023, IV B 6 -S 1316/21/10019 :025. 

BMF: Unternehmereigenschaft und Vorsteuerabzug bei 
Forschungseinrichtungen 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 30. Januar 2023 ein 
Schreiben veröffentlicht, mit dem der UStAE um spezielle Regelungen zur 
Abgrenzung des unternehmerischen vom nichtunternehmerischen Bereich der 
Forschungseinrichtungen ergänzt wird. 

Hintergrund 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, dass die Finanzämter den 
Umfang der unternehmerischen Betätigung und den damit zusammenhängenden 
Vorsteuerabzug der Forschungseinrichtungen unterschiedlich beurteilten. 

Um zukünftig den bundeseinheitlichen Vollzug des Umsatzsteuergesetzes 
sicherzustellen, wird der UStAE um spezielle Regelungen zur Abgrenzung des 
unternehmerischen vom nichtunternehmerischen Bereich der 
Forschungseinrichtungen ergänzt. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 27. Januar 2023, III C 2 -S 7104/19/10005 :003. 

Finanzausschuss des Bundestages: Austausch von Steuerberichten mit 
den USA beschlossen 

Der Finanzausschuss hat am 7. Februar 2023 dem von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 14. August 2020 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika über den Austausch länderbezogener Berichte 
(20/5021) zugestimmt. 

Hintergrund 

In den vergangenen Jahren hat sich gezeigt, dass multinationale Unternehmen im 
Vergleich zu vorwiegend national tätigen Unternehmen durch Ausnutzung der 
unterschiedlichen Steuersysteme der Staaten ihre Steuerlast erheblich reduzieren 
können. Dies führt zu Steuermindereinnahmen für die betroffenen Staaten und 
beeinträchtigt darüber hinaus die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen, die 
solche Steuer gestaltungen nicht nutzen können. 

Daher hat die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) im Auftrag der G20-Staaten im Rahmen des Projektes gegen 
Gewinnverkürzungen und Gewinnverlagerungen multinationaler Unternehmen 
(„Base Erosion and Profit Shifting“ – BEPS) konkrete Lösungen zur Beseitigung 
der Defizite der internationalen Besteuerungsregeln entwickelt. Die Empfehlungen 
des gemeinsamen Projektes von OECD und G20 umfassen verschiedene 
Bereiche des internationalen Steuerrechts und zielen darauf ab, 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2023-02-02-anwendungsfragen-zum-plattformen-steuertransparenzgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2023-01-27-unternehmereigenschaft-und-vorsteuerabzug-bei-forschungseinrichtungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Informationsdefizite der Finanzverwaltungen abzubauen, Ausmaß und Ort der 
Besteuerung stärker an der wirtschaftlichen Substanz auszurichten, die Kohärenz 
der verschiedenen Steuersysteme der Staaten zu erhöhen sowie international 
gegen unfairen Steuerwettbewerb vorzugehen. 

Einer der sog. „BEPS-Aktionspunkte“, Aktionspunkt 13, sieht standardisierte 
Dokumentationsanforderungen im Bereich der Verrechnungspreise für 
multinational tätige Unternehmen sowie den Austausch länderbezogener Berichte 
zwischen den teilnehmenden Staaten vor. Ziel dieses Informationsaustausches ist 
es sicherzustellen, dass die Finanzverwaltungen zur Wahrung der Integrität des 
Steuerrechts die erforderlichen Informationen erhalten und dass die 
multinationalen Unternehmen ihren Dokumentationspflichten nach einem 
einheitlichen Standard nachkommen. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika (USA) haben die für den internationalen 
automatischen Austausch erforderliche „Mehrseitige Vereinbarung zwischen den 
zuständigen Behörden über den Austausch länderbezogener Berichte“ bisher 
nicht gezeichnet. 

Damit der gegenseitige Austausch länderbezogener Berichte mit den USA auch 
mittels des automatischen Informationsaustausches erfolgen kann, wurde auf der 
Grundlage von Artikel 26 des Abkommens vom 29. August 1989 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen und einiger 
anderer Steuern sowie auf der Grundlage des zugehörigen Protokolls in der durch 
das Protokoll vom 1. Juni 2006 geänderten Fassung das Regierungsabkommen 
über den Austausch länderbezogener Berichte mit den USA (im Folgenden: 
Abkommen vom 14. August 2020) verhandelt. 

Das Abkommen vom 14. August 2020 enthält die für einen automatischen 
Austausch länderbezogener Berichte notwendigen Regelungen. Durch das 
Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes für das Inkrafttreten des Abkommens geschaffen werden. 

Mit der Vereinbarung mit den USA soll sichergestellt werden, „dass die 
Finanzverwaltungen zur Wahrung der Integrität des Steuerrechts die 
erforderlichen Informationen erhalten und dass die multinationalen Unternehmen 
ihren Dokumentationspflichten nach einem einheitlichen Standard nachkommen“, 
heißt es in der Begründung. 

Die Bundesregierung erklärte auf eine Frage der CDU/CSU-Fraktion, es handele 
sich um ein internationales Abkommen, das als Einspruchsgesetz angesehen 
werde und im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig sei. Wenn das Gesetz 
verabschiedet worden sei, könne eine Informationsaustauschrunde mit den USA 
ab 31. März 2023 beginnen. 

Fundstelle 

hib, heute im bundestag Nr. 91 vom 8. Februar 2023 sowie BT-Drucks. 
20/5021.  

https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-933360
https://dserver.bundestag.de/btd/20/050/2005021.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/050/2005021.pdf
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 9. Februar 2023 

 
 
Die tatsächliche Durchführung des Gewinnabführungsvertrags ist 
Voraussetzung für die Anerkennung der 
körperschaftsteuerrechtlichen Organschaft (§ 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
3 Satz 1 KStG). Kann ein vorläufiger Jahresabschluss der 
Organgesellschaft wegen Insolvenz nicht mehr korrigiert werden 
und wäre bei zutreffender Anwendung der handelsrechtlichen 
Bilanzierungsgrundsätze im endgültigen Jahresabschluss ein 
anderes Ergebnis auszuweisen, kann diese Nichtdurchführung des 
Gewinnabführungsvertrags ungeachtet der Insolvenz nicht in 
(analoger) Anwendung des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 KStG 
"geheilt" werden. 
 
Zum Urteil, siehe auch das teilweise inhaltsgleiche Urteil I R 29/19 
vom selben Tag. 
 
 
Gegen die Höhe des Säumniszuschlags nach § 240 Abs. 1 Satz 1 
AO bestehen auch bei einem strukturellen Niedrigzinsniveau keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken. Erteilt der Kontoinhaber einem 
Dritten, z.B. seinem Ehepartner, Kontovollmacht und lässt er es 
ohne Kontrollmaßnahmen zu, dass der Dritte das Konto für die 
Abwicklung eigener Geldgeschäfte nutzt, finden bei einer 
Duldungsinanspruchnahme des Kontoinhabers nach § 3 AnfG die 
Grundsätze für eine Wissenszurechnung nach dem 
Rechtsgedanken des § 166 BGB entsprechende Anwendung. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Die Rechtsfrage, ob die Vereinbarung einer sog. Wertpapierleihe 
über den Wertpapierbesitz die sog. Wegzugsbesteuerung im 
Augenblick der Aufgabe der unbeschränkten Steuerpflicht des 
Verleihers hindert, bleibt unbeantwortet, wenn sich aus den 
vertraglichen Regelungen ergibt, dass der Übertragungszeitpunkt 
dem Umzugszeitpunkt nachfolgt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 29/19: 
Körperschaftsteuerrech
tliche Organschaft im 
Fall der Insolvenz 
 
 
 
 
 
 
 
2. November 2022 
 

Urteil VII R 21/21: Zur 
Verfassungsmäßigkeit 
von Säumnis-
zuschlägen und 
Duldungs-
inanspruchnahme des 
Kontoinhabers im Fall 
einer Kontoleihe 
 
 
 
23. August 2022 
 

 

 
Urteil I R 52/19: 
Wegzugsbesteuerung 
und Wertpapierleihe 
 
 
 
 
 
 
 
 
23. November 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310032/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310033/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310030/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350013/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil IX R 4/20: Vermietung und Verpachtung - Zurechnung der Einkünfte 
- Quotennießbrauch an einem Gesellschaftsanteil 
15. November 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil I R 13/20: Gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung nach § 8 Nr. 4 
GewStG bei sog. Drittanstellung von Geschäftsführern 
14. September 2022 
Zum Urteil 
 
EuGH-Vorlage XI R 21/21: EuGH-Vorlage zur Besteuerung von 
Gutscheinen 
3. November 2022 
Zum Urteil 
 
Beschluss XI R 11/21: Übertragung eines vor dem 01.01.2019 
ausgestellten Gutscheins über eine elektronische Dienstleistung in einer 
Leistungskette 
29. November 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil XI R 31/19: Zur Umsatzbesteuerung der Wärmeabgabe aus einer 
Biogas-Anlage 
9. November 2022 
Zum Urteil, siehe auch die teilweise Parallelentscheidung XI R 38/20 vom 
selben Tag. 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

"Kosten für den Vermögensübergang" in § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006 
Die Zuordnung von Kosten zu den "Kosten für den Vermögensübergang" als 
Bestandteil des "außer Ansatz bleibenden" Übernahmeergebnisses (§ 12 Abs. 2 
Satz 1 UmwStG 2006) folgt dem Veranlassungsprinzip. Objektbezogene 
Aufwendungen ‑‑wie z.B. die Grunderwerbsteuer beim Übergang eines 
Grundstücks‑‑ erfüllen diese Zuordnungsbedingung nicht. Bei der aufgrund einer 
sog. Anteilsvereinigung ausgelösten Grunderwerbsteuer fehlt es aber an einem 
solchen Objektbezug. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten darüber, ob eine auf die Klägerin festgesetzte und 
bezahlte Grunderwerbsteuer als Betriebsausgabe abgezogen werden kann. 
Im Rahmen einer Betriebsprüfung bei der Klägerin qualifizierte der Betriebsprüfer 
die Grunderwerbsteuer als Kosten des Vermögensübergangs im Sinne des § 12 
Abs. 2 Satz 1 Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) und damit als Teil des außer 
Ansatz bleibenden Übernahmeergebnisses der Klägerin aus der 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310031/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310034/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310036/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310037/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310035/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350012/
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Aufwärtsverschmelzung und rechnete den als Betriebsausgabe gebuchten 
Aufwand dem Einkommen außerbilanziell wieder hinzu. 
Die Klage vor dem Finanzgericht München gegen diese Auffassung hatte keinen 
Erfolg (siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Als Kosten des Vermögensübergangs i. S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006 
sind zutreffend nur (noch) die nicht objektbezogenen Kosten des übernehmenden 
Rechtsträgers - unabhängig vom Zeitpunkt der Entstehung - sowie die nicht 
objektbezogenen Kosten, die dem übertragenden Rechtsträger zuzuordnen und 
nach dem steuerlichen Übertragungsstichtag entstanden sind, zu berücksichtigen. 
Sie bewirken eine Minderung des Übernahmegewinns bzw. eine Erhöhung des 
Übernahmeverlustes. Sofern sie als laufender Aufwand beim übernehmenden 
Rechtsträger berücksichtigt worden sind, muss eine entsprechende 
außerbilanzielle Korrektur erfolgen (BMF, Schreiben vom 11. November 2011, IV 
C 2 - S 1978 b/08/10001, Rz. 04.34). 
Es ist danach zwar zutreffend, dass objektbezogene Aufwendungen -wie z.B. die 
Grunderwerbsteuer beim Übergang von Grundstücken- grundsätzlich nicht zu den 
"Kosten für den Vermögensübergang", sondern zu den 
Anschaffungs(neben)kosten gehören 
Bei der aufgrund einer sog. Anteilsvereinigung ausgelösten Grunderwerbsteuer 
fehlt es aber an einem solchen Objektbezug; denn Gegenstand der Besteuerung 
nach § 1 Abs. 3 GrEStG ist nicht der Anteilserwerb als solcher, sondern die durch 
ihn begründete Zuordnung aller Anteile in einer Hand, auf deren Grundlage das 
Gesetz einen zivilrechtlich nicht eingetretenen grundstücksbezogenen 
Erwerbsvorgang fingiert (BFH, Urteile vom 20. April 2011, I R 2/10; vom 14. März 
2011, I R 40/10). 
Das Finanzgericht hat die im Rahmen einer Anteilsvereinigung angefallenen 
Grunderwerbsteuern rechtsfehlerfrei als "Kosten für den Vermögensübergang" 
i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006 qualifiziert. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 23. November 2022 (I R 25/20), veröffentlicht am 2. Februar 
2023. 
 
BVerfG: Weitere Übergangsregelung vom Anrechnungs- zum 
Halbeinkünfteverfahren im Jahressteuergesetz 2010 ist mit dem 
Grundgesetz unvereinbar 
Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) hat auf die Vorlage 
des Finanzgerichts Münster entschieden, dass auch § 36 Absatz 6a 
Körperschaftsteuergesetz (KStG) in der Fassung von § 34 Abs. 13f KStG in der 
Fassung des Jahressteuergesetzes 2010 (im Folgenden: § 36 Abs. 6a KStG) mit 
Art. 14 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) 
unvereinbar ist. Die Regelung kann zu einem Verlust von im Zeitpunkt des 
Systemwechsels vom Anrechnungs- zum Halbeinkünfteverfahren realisierbarem 
Körperschaftsteuerminderungspotenzial führen, ohne dass dies durch die 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228006/abzugsfaehigkeit-der-grunderwerbsteuer/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310022/
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gleichzeitige Verringerung von Körperschaftsteuererhöhungspotenzial vollständig 
kompensiert wird. 
Nach dem bis Ende 2000 geltenden Anrechnungsverfahren wurden nicht 
ausgeschüttete steuerbare Gewinne von Körperschaften mit (zuletzt) 40 % 
Körperschaftsteuer belastet (Tarifbelastung). Kam es später zu 
Gewinnausschüttungen, reduzierte sich der Steuersatz auf (zuletzt) 30 % 
(Ausschüttungsbelastung). Für die Körperschaft entstand so ein 
Körperschaftsteuerminderungspotenzial in Höhe der Differenz zwischen Tarif- 
und Ausschüttungsbelastung, zuletzt also in Höhe von 10 Prozentpunkten. 
Steuerfreie Vermögensmehrungen der Körperschaft wurden dagegen zum Teil 
bei einer Ausschüttung mit dem Ausschüttungssteuersatz von 30 % nachbelastet, 
enthielten also ein Steuererhöhungspotenzial. 
§ 36 KStG ist Teil der Übergangsvorschriften, die den Wechsel vom 
Anrechnungs- zum Halbeinkünfteverfahren regeln. Danach wurden die unter dem 
Anrechnungsverfahren gebildeten, unterschiedlich mit Körperschaftsteuer 
belasteten und die nicht belasteten Teilbeträge des verwendbaren Eigenkapitals 
in mehreren Schritten zusammengefasst und umgegliedert. Das in den 
verbleibenden belasteten Eigenkapitalteilen enthaltene 
Körperschaftsteuerminderungspotenzial wurde in ein Körperschaftsteuerguthaben 
umgewandelt, das während einer mehrjährigen Übergangszeit abgebaut werden 
konnte. 
Die Regelung in § 36 Abs. 6a KStG sieht die Umgliederung des mit 45 % 
vorbelasteten Eigenkapitals (EK 45) in mit 40 % vorbelastetes Eigenkapital (EK 
40) vor; gleichzeitig wird ein positiver nicht mit Körperschaftsteuer vorbelasteter 
Eigenkapitalteil (EK 02) verringert, bis er verbraucht ist. Bei dieser Umgliederung 
kann es zu einem Verlust von im Zeitpunkt des Systemwechsels realisierbarem 
Körperschaftsteuerminderungspotenzial kommen, ohne dass dies durch die 
Verringerung eines im EK 02 ruhenden und im Zeitpunkt des Systemwechsels 
realisierbaren Körperschaftsteuererhöhungspotenzials ausgeglichen wird. 
Das unter dem Anrechnungsverfahren angesammelte 
Körperschaftsteuerminderungspotenzial unterfällt in dem Umfang, in dem es im 
Zeitpunkt des Systemwechsels vom Anrechnungs- zum Halbeinkünfteverfahren 
realisierbar war, dem Schutz des Eigentums (Art. 14 Abs. 1 GG). In dieses 
Schutzgut greift § 36 Abs. 6a KStG bei einer bestimmten Eigenkapitalstruktur 
nachteilig ein. Dieser Eingriff ist nicht gerechtfertigt. Er ist zur Erreichung der 
gesetzgeberischen Ziele jedenfalls nicht erforderlich und wird den Anforderungen 
des Gleichheitssatzes an die Umgestaltung von Eigentümerbefugnissen nicht 
gerecht. 
Frist für den Gesetzgeber bis zum 31. Dezember 2023 
Wie schon im vor kurzem veröffentlichten Beschluss 2 BvR 1424/15 (siehe 
unseren Blogbeitrag), der § 36 Abs. 4 KStG betraf, ist der Gesetzgeber 
verpflichtet, den festgestellten Verfassungsverstoß bis zum 31. Dezember 2023 
rückwirkend zu beseitigen. Diese Verpflichtung erfasst alle noch nicht 
bestandskräftigen Entscheidungen, die auf den für verfassungswidrig erklärten 
Vorschriften beruhen. Bis zu einer Neuregelung dürfen Gerichte und 
Verwaltungsbehörden die Normen im Umfang der festgestellten Unvereinbarkeit 
nicht mehr anwenden, laufende Verfahren sind auszusetzen. 
 
 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/235555/bverfg-uebergangsregelung-vom-anrechnungs-zum-halbeinkuenfteverfahren-im-jahressteuergesetz-2010-ist-mit-dem-grundgesetz-teilweise-unvereinbar/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

Fundstelle 
BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 06. Dezember 2022 (2 BvL 29/14), 
veröffentlicht am 26. Januar 2023, vgl. die Pressemitteilung 16/2023. 

 

 
 
 
 
 
 
Business Meldungen 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 7. Februar 
2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
Terminplaner 
  
PwC End-to-End Transfer Pricing 
Conference 
Webinar, 28.02. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/e2econference
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/12/ls20221206_2bvl002914.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/bvg23-016.html
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/235738/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-7.-februar-2023/?download=232171
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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